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Berner Altenberg-Quartier Anwohner des
Berner Altenberg-Quartiers haben sich
erfolgreich gegen Pläne der Stadt ge-
stellt. Per Petition erreichten sie, dass
eine Betonwand zumHochwasserschutz
nur noch 30 Zentimeter hoch gebaut
werden soll. Die angedachte Höhe be-
trug einen Meter. Bei Hochwasser soll
die Mauer nun mit mobilen Dammbal-
ken erhöhtwerden. Sie gehört zu einem
Hochwasserschutzprojekt, dessen Um-
setzung sich seit Jahren in die Länge

zieht. Dies, weil dagegen insgesamt 52
Einsprachen eingereicht wurden. Das
Projektwird nun in derneuen Formdem
Gemeinderat vorgelegt.Nachdemdieser
es genehmigt hat,werden dieAnpassun-
gen nochmals öffentlich aufgelegt.Weil
es erneut zu Einsprachen kommen
könnte, geht das städtische Tiefbauamt
davon aus, dass die Bauarbeiten frühes-
tens im Winter 2013 begonnen werden
können. Diese sollen fünf Jahre in An-
spruch nehmen. (mer) Seite 17

Mauer: Erfolg für die Anwohner
Schweizer Aussenpolitik In ungewohnter
Schärfe kritisiert Aussenminister Igna-
zio Cassis (FDP) Chinas Umgang mit
Menschenrechten und dessen Wirt-
schaftsgebaren. Viele Parlamentarier
begrüssen den Paradigmawechsel – ob-
wohl dieser im Gesamtbundesrat noch
nicht konsolidiert scheint. Derzeit er-
arbeitet das Aussendepartement eine
neue China-Strategie, die bald verab-
schiedet werden soll. (gr) Seite 7

Ignazio Cassis gleist
Chinapolitik neu auf

Schweizer Post Die Post soll nicht mehr
täglich Briefe verteilen. Dies fordert der
liberale Thinktank Avenir Suisse. Die
Schweiz wäre nicht das erste europäi-
sche Land, das seinen Service public
neu regelt. Belgien oder Dänemark ha-
ben solche Schritte bereits vollzogen.
Hintergrund der Forderung ist die ste-
tig sinkende Briefmenge. Politischwird
es die Forderung in der Schweiz aller-
dings schwer haben. (phf) Seite 9

Pöstler sollen weniger
oft Briefe verteilen

Nun das Hochwasser InderchinesischenProvinzHubei stehenganzeLandstricheunterWasser.
Auch inEzhou (Bild)undWuhan,wodieCovid-Pandemie ihrenUrsprunghatte.DieBevölkerung
leidet gleichdoppelt –und fühlt sichvonderPolitik imStichgelassen. (red) Seite 2 Foto: Getty Images
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Drei Kantone verordnen an Berufsfach-
schulen und Gymnasien eine Masken-
pflicht: Luzern, Jura und Neuenburg.
Andere, wie St. Gallen, sehen davon ab.
Im Kanton Bern, wo am Montag das
Schuljahr beginnt, sind vier Szenarien
im Umlauf. Sie liegen dem «Bund» vor
und reichen von einemUnterricht unter
den bereits bekannten Hygienevor-
schriften bis hin zu einer erneuten
Schliessung der Ausbildungsstätten.

Wahrscheinlichstes Szenario,wie die
Berner Gesundheitsdirektion durchbli-
cken lässt, ist jenes mit «mittleren Ein-
schränkungen». Es ist vorgesehen für

eine Situation mit «regelmässigen ein-
zelnenodermehrerenFällen».DerUnter-
richtwürde imKlassenverband abgehal-
ten; dort,wo derMindestabstandvon 1,5
Metern nicht eingehalten werden kann
und keine Trennwände installiert sind,
würde Maskenpflicht herrschen.

Die Szenarien stammen vomMittel-
schul- und Berufsbildungsamt. Das
Kantonsarztamt prüft die Vorschläge
gegenwärtig.Am Freitagwill Bildungs-
direktorin Christine Häsler (Grüne)
kommunizieren, was ab Montag gilt.

Zahlensalat beim Bund
Derweil gibt es auf Bundesebene betref-
fend der Corona-Bekämpfung Verwir-

rung. Die Frage,wo sich in der Schweiz
die meisten Menschen mit dem Coro-
navirus anstecken, hat der Bund sehr
unterschiedlich beantwortet. Nannte
eine Statistik des Bundesamts für Ge-
sundheit (BAG) zunächst die Clubs als
Hauptansteckungsort, stehen nach einer
Korrektur die Familien im Fokus. Das
BAG spricht von einem «menschlichen
Fehler» bei der Codierung. Die Kritik,
die eine Taskforce des Bundes nun for-
muliert, ist allerdings noch viel grund-
legender: So dürften auch die korrigier-
ten Daten wenig belastbar sein, da der
untersuchte Zeitraum kurz sei und die
Ansteckungsorte in vielen Fällen gar
nicht erfasst seien. Seiten 7 und 15

Masken prägen künftig
den Berner Schulalltag
Lehrlinge und Gymnasiasten An Berner Ausbildungsstätten wird das Tragen von
Masken unter gewissen Umständen zur Pflicht. Es gibt vier Szenarien.
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Die OSZE schlingert
Europa Die Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa, kurz
OSZE, ist ausgerechnet in der anhalten-
den Krisenzeit führungslos.Das ist auch
für die SchweizerAussenpolitik ein Pro-
blem. Seite 3

Ausgerechnet Lateinamerika
Virusbekämpfung Lateinamerika macht
vor allemmit hohen Infektionsratenvon
sich reden.Wasweniger bekannt ist: Die
Region verwandelt sich gerade in ein
Testlabor – und ist damit ein Hoff-
nungsträger. Seiten 4 und 27

Braucht es bezahlte Papizeit?
Vaterschaftsurlaub Für die einen ist es
unnötiger Luxus, für die anderen Not-
wendigkeit. Bald stimmt die Schweiz
über zwei Wochen Vaterschaftsurlaub
ab. Zwei Unternehmer und Väter neh-
men pro und kontra Stellung. Seite 6

Fifa vermutet Komplott
Justizaffäre Der Fussball-Weltverband
hat seine Kritik an der Schweizer Justiz
wegen des Strafverfahrens gegen sei-
nen Präsidenten Gianni Infantino er-
neuert. Nun kommen Komplott-Theo-
rien ins Spiel. Seite 12

Diplomaten zahlen selten
Strafzettel Die Vertreter anderer Länder
zeigen in Bern keine gute Zahlungsmo-
ral.Von rund 1500Verkehrsbussenwur-
de bloss knapp ein Drittel beglichen.Der
Stadt entgeht dadurch eine beträchtli-
che Summe. Seite 16

Heute im «Bund»

Was war das für eine Schlagzeile:
Zwei von drei rückverfolgbaren
Corona-Ansteckungen geschähen in
Clubs, Discos, Bars und Restaurants,
verkündete SRF am Freitag basierend
auf Zahlen des Bundesamts für
Gesundheit (BAG). Das war natürlich
Wasser auf die Mühlen all jener,
welche nach verschiedenen Super-
spreader-Ereignissen Ausgehlokale
als Virenschleudern sehen.

Dumm nur, dass die Zahlen falsch
waren, wie das BAG am Sonntag
bekannt geben musste: «Hauptan-
steckungsort ist das familiäre Umfeld,
nicht die Clubs», schrieb das Amt.

Doch auch diese Aussage ist nicht
wirklich belastbar. Denn den
korrigierten Zahlen haften weiter-
hin erhebliche Makel an: Weil die
Datenlage des BAG aus verschiedenen
Gründen sehr lückenhaft ist, weiss
man schweizweit nur in rund jedem
fünften Fall, wo die Ansteckung
geschah. Damit scheint jede Schlag-
zeile darüber müssig, wo die
meisten Infektionen passieren.

Für das BAG ist die Affäre mehr als nur
eine grosse Peinlichkeit. Sein Umgang
mit Zahlen ist fahrlässig. Denn solche
Daten sind die Basis für politische
Entscheide. Die für Restriktionen bis
hin zu Schliessungen in der Verant-
wortung stehenden Kantone sind
auch auf zuverlässige Zahlen des
Bundes angewiesen. Dass BAG-
Direktor Pascal Strupler am Freitag
die Kantone tadelte, sie würden ihre
Verantwortung zu wenig wahrneh-
men, ist so betrachtet ein Hohn.

Vor allem aber droht ein Vertrauens-
verlust in der Bevölkerung.Wenn den
vermeintlich rationalen Argumenten
für Restriktionen nicht mehr zu
trauen ist, verlieren die Schutzmass-
nahmen an Rückhalt. Sie sind dann
wesentlich schwerer umsetzbar. Das
zeigte schon die verunglückte
Kommunikation des BAG in der
Maskenfrage.

Die neue Amtschefin, Anne Lévy, die
im Oktober von Strupler übernimmt,
muss der Kommunikation eine deut-
lich wichtigere Rolle einräumen als ihr
Vorgänger, der in den letzten Monaten
etliche Kommunikationspannen
verantworten musste.

Das BAG gefährdet die
Schutzmassnahmen

Adrian Zurbriggen

Kommentar

Meinung & Analyse

«Wir erleben
dieUmgebung
nichtmehr, sondern
wir archivieren
sie in Echtzeit.»
Vor lauter Bilderjagd verpassten es viele
Touristen, zu erleben, was sie sehen, findet
die Philosophin Barbara Bleisch. Seite 8
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Christoph Aebischer

Am Montag starten Tausende
Gymnasiasten und Lehrlinge im
Kanton Bern ins neue Schuljahr.
In dendrei KantonenLuzern, Jura
und Neuenburg müssen sie mit
Masken zumUnterricht erschei-
nen. In Bern laufen dieAbklärun-
gen noch. Dem «Bund» liegen
vier Szenarien vor, die das Mit-
telschul- undBerufsbildungsamt
Anfang Juli intern vorlegte.

Die Bandbreite reicht vonwe-
nigen Einschränkungen bis zu
einer erneuten Schliessung der
Schulenmit Fernunterricht.Wer-
den «regelmässig vereinzelte
oder mehrere Fälle» und «be-
grenzteAusbrüche» registriert –
was der gegenwärtigen Situation
ungefähr entsprechen könnte –,
käme das dem Szenario 2
am nächsten, das «mittlere Ein-
schränkungen» vorsieht.

Demnach fände der Unter-
richt im Klassenverband statt,
abermitmöglichstwenigWech-
sel der Räume. Sollte der Min-
destabstandvon 1,5Metern nicht
eingehaltenwerden können, gäl-
te eine Maskenpflicht, oder es
müsstenTrennwände installiert
werden. Auch in Szenario 1 mit
nur noch vereinzelten Fällen von
positiv getesteten Fällen imKan-
ton gälte in speziellen Situatio-
nen eineMaskenpflicht, in denen
der Sicherheitsabstand nicht ein-
gehalten werden kann. Als Bei-
spiel wird eine Unterrichtsein-
heit im Labor erwähnt.

Singenmit Distanz
Bis und mit Szenario 2 wären
auch Schulanlässemit bis zu 300
Personen möglich. Allerdings
wären Präsenzlisten zu erstellen,
und die Sitzordnung müsste fix
vorgegeben sein. Schulexterne
Anlässe wären in beschränktem
Masse ebenfallsmöglich. Grund-
sätzlich sollen auch Sport- und
Musiklektionen abgehaltenwer-
den dürfen. Letztere im epide-
miologisch günstigen Fall mit
einemSicherheitsabstandvon 1,5
Metern, im schlechteren Fall von
3 Metern.

Mensen sollen die Zeiten der
Essensausgabe ausweiten, damit
die Abstände eingehalten wer-
den können. Entweder seien Prä-

senzlisten zu führen oder keine
externen Gäste zuzulassen.

Die Bildungsdirektion kann
die Massnahmen aber nicht im
Alleingang bestimmen. Laut
Gundekar Giebel, dem Sprecher
der bernischen Gesundheitsdi-
rektion, muss auch im Schulbe-
reich das Kantonsarztamt einbe-
zogenwerden bei derAusgestal-
tung der Schutzkonzepte. Dieses
prüft die von der Bildungsdirek-
tion vorgeschlagenen Massnah-
men. «Das Kantonsarztamt kann
eine Maskentragepflicht anord-
nen,wenn es die Situation erfor-
dert», schreibt Giebel.

Entscheid bis EndeWoche
Wie die Corona-Massnahmen an
Gymnasien undBerufsfachschu-
len – und auch an derVolksschu-
le – konkret aussehen, will Bil-
dungsdirektorin ChristineHäsler

am Freitag kommunizieren. Ge-
mäss derenMedienstelle ist noch
kein definitiver Entscheid gefal-
len.Das Papiermit den Szenarien
legt jedochnahe,dass sie nunver-
einheitlicht werden sollen.

DieWochenvor den Sommer-
ferien standen noch unter dem
Eindruck der Lockerungen
schrittweise. Der Übergang aus
dem Fernunterricht zurück zum
Unterricht imKlassenzimmer er-
folgte nicht überall gleich schnell.
Die meisten der 14 Gymnasien
begannen im Juni mit Präsenz-
unterricht in Halbklassen, wäh-
rend viele der 25 Berufsfach-
schulen noch auf den Unterricht
im Klassenzimmerverzichteten.

Auch in anderen Kantonen,
beispielsweise in Basel-Stadt,
Baselland oder im Kanton Aar-
gau, gehen amnächstenMontag
die Ferien zu Ende. Laut dem

Sprecher der Konferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirektoren
(EDK), Stefan Kunfermann, spre-
chen sich die Kantone regional
ab, bei der Maskenfrage ist der-
zeit aber keine schweizweite
Empfehlung vorgesehen.

Die Pandemie-Situation in
den Kantonen unterscheidet sich
denn auch erheblich. Ende ver-
gangene Woche verzichtete das
bernische Kantonsarztamt expli-
zit auf die Einführung einerMas-
kenpflicht in Läden und in ge-
schlossenen Räumen, obwohl
der Bund diese Massnahme an
einerMedienkonferenz empfoh-
len hatte. Der Sprecher der Ge-
sundheitsdirektion begründete
dies gegenüber dem «Bund» da-
mit, dass gegenwärtig der «aku-
te Handlungsbedarf» fehle, weil
die Fallzahlen im Kanton Bern
vergleichsweise tief seien.

MitMaske ins neue Schuljahr
Schutzmassnahmen Auch Berner Gymnasiasten und Lehrlinge müssen im neuen Schuljahr je nach Situation eine
Maske tragen. Der definitive Entscheid steht aber noch aus.

Mensen sollen
die Zeiten der
Essensausgabe
ausweiten, damit
die Abstände
eingehalten
werden können.

Am 22. Juni befasste sich die
Ask-Force mit der Frage, wie
mit unwürdigen Fragen umzu-
gehen ist. Dies geschah anhand
der Frage, ob die Erde eine
Scheibe oder eine Kugel sei. Am
Tag darauf erreichte uns die
Nachricht von Frau Susann
Pauli.Womöglich habe sie eine
unwürdige Frage dazu, schrieb
sie und bemerkte: «Ist die
Meinung, ob die Erde eine
Scheibe oder eine Kugel ist,
wirklich eine Frage? Ist es nicht
vielmehr eine Antwort, die mal
falsch, mal richtig gewesen sein
mag?»

Wir glauben zu begreifen, was
Sie meinen, Frau Pauli. Und wir
stimmen Ihnen zu: Die richtige
Antwort kann manchmal die
falsche sein. Zu der Zeit, als die
Menschen noch zu wissen
glaubten, die Erde sei eine

Scheibe, wäre die Antwort, sie
sei eine Kugel, falsch gewesen.
Das heisst: Obschon Sie recht
gehabt hätten, wären Sie mit
dieser Antwort vor 600 Jahren
bei der Aufnahmeprüfung in
die Alte Mädchenschule Bern
gescheitert.

Beim Nachdenken über Ihre
Frage ist uns dies aufgefallen:
Manche Fragen haben offenbar
eine sehr lange Entstehungsge-
schichte. Interessant zu wissen
wäre zum Beispiel, wann ein
Mensch sich überhaupt zum
ersten Mal gefragt hat, was die
Erde eigentlich ist. Vermutlich
haben die ersten Menschen, die
sich das fragten, nicht sofort
gesagt, die Erde sei eine Schei-
be. Eine Scheibe hat eine
Unterseite. Aber die Erde sich
mit einer Unterseite vorzustel-
len, ist kaum naheliegend für
ein Lebewesen, das eben erst
angefangen hatte, sich solche
Fragen zu stellen.

ImWissen darum, dass wir
abgeschweift sind, liebe Frau
Pauli, vermuten wir eher, die
Menschen stellten sich damals
vor, sie lebten auf so etwas wie
einemweitläufigen, flachen
und mit allerlei Dingen beleg-
ten und bewachsenen Stein, der
wiederum auf irgend etwas
anderem ruht. Die Frage, die
hier anschliesst: Wann entstand
bei den Menschen überhaupt
derWunsch, bis an den Rand
ihrer Lebensgrundlage vorzu-
dringen? Gab es auch Men-
schen, die diesenWunsch nicht
verspürten? Und gab es Streit
zwischen denen, die sagten, es
gebe einen solchen Rand, und
jenen, die sagten: Haltet doch
endlich eure Klappe.

Zum Schluss noch eine andere
Frage, die uns beschäftigt.
Welches war wohl der erste
Witz, den sich die Menschen
erzählten? Und:Würden wir
darüber auch heute noch
lachen?

Ist das noch eine
Frage oder schon
eine Antwort?

Ask-Force

Unklarheiten? Allgemeines Un-
wohlsein? Wenden Sie sich an die
Ask-Force: askforce@derbund.ch

Auch Berner Gymnasiastinnen und Berufsfachschüler müssen wohl je nach Unterrichtssituation Masken tragen. Foto: Rupert Oberhaeuser

Manchmal geschieht es bei Nacht
und Nebel, manchmal am hell-
lichten Tag. Jemand deponiert
den häuslichenMüll zur falschen
Zeit oder im falschen Sack auf
der Strasse. So auch in der Ge-
meinde Biel,wo eine Frau gegen
das «Reglement über Abfälle»
verstossen hat und deswegen
von der Stadt Biel zu einer Bus-
se von 150 Franken verdon-
nertwurde.Diesen Betrag hat sie
trotz Mahnungen allerdings nie
beglichen. Die Folge: Sie muss
für zwei Tage ins Gefängnis. Dies
geht aus einem kürzlich publi-
zierten Beschluss des Oberge-
richts des Kantons Bern her-
vor. Die Erklärung, ihr Nachbar
habe sich zum besagten Zeit-
punkt um ihren Abfall geküm-
mert, vermochte nicht zu über-
zeugen.

Es ist nicht der erste derartige
Fall: Bereits 2018 wurde ein
33-jähriger Bieler zu zwei Tagen
Gefängnis verurteilt, da er einen
60-Liter-Kehrichtsack ohneVig-
nette und erst noch am falschen
Abfuhrtag vor die Türe seines
Mehrfamilienhauses stellte, wie
die «Berner Zeitung» damals be-
richtete. Auch hier blieb die
150-fränkige Busse unbeglichen.
In beiden Fällen hatten die Ver-
urteilten zusätzlich noch andere
Vergehen amHals. Sowurde die
Frau aus Biel bereits dreimalwe-
genWiderhandlungen gegen das
Abfallreglement angezeigt.

96 Anzeigen
Auch in der Stadt Bern sind re-
gelmässig solche «Abfallsünder»
am Werk. Im Jahr 2019 hat die
Abteilung Entsorgung + Recyc-

ling der Stadt, die kontrolliert, ob
der Hausmüll richtig entsorgt
wird, in 96 FällenAnzeige erstat-
tet. «Bei der Bereitstellung von
Gebührensäcken ausserhalb der
vorgeschriebenen Zeiten versen-
denwir eine schriftlicheVerwar-
nung ohne Kostenfolge», erklärt
Abteilungsleiter Christian Jordi.
Erst im Wiederholungsfall wer-
de eine Anzeige eingereicht und
eine Gebührenrechnung für den
Aufwandverrechnet.AufAnhieb
eine Busse erhält hingegen, wer
«illegal» entsorgt, also Abfälle
deponiert, ohne eine Entsor-
gungsgebühr entrichtet zu ha-
ben. «Beispielsweise in schwar-
zen und nicht den offiziellen
blauen Säcken», so Jordi.

Doch wie weiss man, wer der
Inhaber eines solch fehlerhaft
entsorgten Sackes ist, der einsam

vor einem grossen Wohnblock
steht? «Die Eigentümerschaft
kann festgestellt werden, wenn
sich entsprechendes Adressma-
terial im Sack befindet», sagt Jor-
di. Zwar hat die Stadt Bern – an-
ders als Biel – für die Durchsu-
chung derMüllsäcke nicht eigens
sogenannte Abfalldetektive be-
auftragt. Trotzdem werden die
Müllsäcke genau durchsucht:
«Die Kontrollen werden in der
Regel durch ‹normale› Mitarbei-
tende durchgeführt», sagt Jordi.
«Diesewurden aber speziell aus-
gebildet und instruiert.»

Die eingereichten Anzeigen
gelangen anschliessend auf den
Schreibtisch vonMarc Heeb. «So
gutwie alleAnzeigen führen auch
zu einerBusse», sagt derCo-Lei-
ter des Polizeiinspektorates.Die-
sewürden sich imBereichvon 40

bis 80 Franken bewegen und im
Regelfall auch bezahlt werden.
«Die mögliche Anordnung einer
Gefängnisstrafe zeigtWirkung.»
Fälle von ausgesprochenen Ge-
fängnisstrafen sind ihm in der
Stadt Bern nicht bekannt.

Die effektive Umwandlung
einer Geld- in eine Gefängnis-
strafe erfolgt lediglich dann,
wenn die Busse unbezahlt bleibt
und auch keine Aussicht darauf
besteht, den Betrag jemals ein-
treiben zu können. Im jüngsten
Fall in Biel lagen gegen die Frau
bereits 20 offene Betreibungen
und Forderungen im Wert von
über 46’000 Franken vor. Die
entstandenen Gerichtskosten
von 1000 Franken wird die Frau
ebenfalls übernehmen müssen.

Simone Klemenz

Hausmüll falsch entsorgt – ab ins Gefängnis
Gericht Eine Frau hat gegen das Abfallreglement verstossen, zahlte die Busse nicht undmuss nun hinter Gitter.
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